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INTEGRATION

werden, um in diesen Bereichen w ieder Anschluß 
an das Niveau der USA zu finden.

Arrangement In Sicht

Wenn auch die vielfältigen ökonomischen Pro­
bleme eine sofortige Integration Großbritanniens 
I<aum möglich erscheinen lassen, so ist doch eine 
Integration in absehbarer Zeit als sicher anzuse­
hen. Für die Beitrittschancen Großbritanniens 
zum jetzigen Zeitpunkt sind jedoch nicht nur

ökonomische Gesichtspunkte, sondern auch poli­
tische Aspekte mitbestimmend. A llerd ings w ird 
Großbritannien seinen „Alles-oder-Nichts-Stand- 
punkt“ , der jeden Status, der nicht die volle M it­
gliedschaft bringt, zurückweist, aufgeben müssen. 
Wenn die Übergangszeit m it einem festen Termin 
der Vollm itgliedschaft verbunden w ird, dann sind 
britische Argumente gegen ein „A rrangem ent“ 
oder eine „Assoziierung“ m it dem Hinweis auf 
Substanzlosigkeit nicht zu verstehen.

Assoziierung 
der neutralen EFTA-Länder

Gerda Wülker, Bonn

S tändig neue Exportrekorde sind uns fast 
selbstverständlich geworden. Alle in in den 

letzten acht Jahren hat sich die Ausfuhr der Bun­
desrepublik mehr als verdoppelt, seit 1950 hat 
sie sich nahezu verzw ölffach t'). Die Warenströme 
haben sich jedoch im Laufe dieser Zeit verlagert. 
Nicht alle Handelspartner der Bundesrepublik 
waren im gleichen Maße an dieser Exportexplo­
sion beteiligt. So zeigt die gemeinsame Studie der 
drei deutschen Auslandshandelskammern in Stock­
holm, Wien und Zürich, daß Österreich, Schwe­
den und die Schweiz nicht in vollem Umfang an 
der Expansion des deutschen Außenhandels te il- 
nahmen )̂.

Sinkender Anteil am Import

Die österreichische Gesamteinfuhr stieg m it Aus­
nahme des Jahres 1967 ständig an. Sie nahm 
von 1960 bis 1968 um 76,4%  zu ^). Der deutsche 
Marktanteil an der österreichischen Einfuhr, der 
1966 mit 42,4%  seinen Höhepunkt erreichte, 
sank jedoch in den beiden folgenden Jahren 
auf 41,4% . Auch der EWG-Anteil fiel von seinem 
Höchststand 1965 mit 59,2%  auf 57,4%  im Jahre 
1958 ab.
Einen noch stärkeren Verlust des deutschen 
Marktanteils zeigt Schweden. Die Gesamteinfuhr

1) Vgl. Bundesministerium für Wirtschaft. Leistung in Zahlen ’68, 
Köln, August 1969, S. 82.
2) Vgl. Gemeinsamer Bericht. Deutsche Handelskammer in Öster­
reich, Wien, Deutsch-Schwedische Handelskammer in Stockholm, 
Handelskammer Deutschland-Schweiz In Zürich: Die Entwicklung 
der deutschen Marktanteile im Rahmen der Einfuhr der neutralen 
EFTA-Länder Österreich, Schweden, Schweiz im Zeitraum 1960 bis 
1963, Zürich, September 1969.
3) Vgl. Bericht S. 15. Die Analyse wurde auf der Basis wert­
mäßiger, nicht mengenmäßiger Angaben der Außenhandelsstati­
stiken durchgeführt, hier in ö.S.

Schwedens nahm von 1960 bis 1968 ständig 
zu, und zwar insgesamt um 76,6% '*). Dagegen 
verm inderte sich der deutsche Anteil an der 
schwedischen Einfuhr — m it einer geringen Ab­
weichung im Jahre 1965 -  von 22,2%  im Jahre 
1961 auf 18,7%  im Jahre 1968. M it einem tim e- 
lag von einem Jahr sank auch der Anteil a ller 
EWG-Staaten ständig, m it Ausnahme eines ge­
ringfügigen Anstiegs im Jahre 1965.

Eine vergleichbare Situation erg ibt die Unter­
suchung der schweizerischen Einfuhrziffern ®). 
Die Gesamteinfuhr der Schweiz und die Einfuhr 
aus der Bundesrepublik in absoluten Zahlen 
haben sich von 1960 bis 1968 mehr als verdoppelt. 
Aber trotz der absoluten Zunahme deutscher Lie­
ferungen nahm der deutsche Anteil an der schwei­
zerischen Gesamteinfuhr nur bis 1963, und zwar 
von 29,4%  auf 31,6%  zu, sank dann jedoch bis
1967 auf 28,7%  und damit sogar unter den An­
teil von 1960. Das Jahr 1968 brachte dagegen 
w ieder einen Anteilszuwachs auf 29,5 % . Die Lie­
ferungen der EWG-Staaten an die Schweiz ent­
wickelten sich ähnlich. A llerdings konnten sie 
sich von 1960 bis 1968 nicht ganz verdoppeln. 
Darüber hinaus hielt sich der Anteil der EWG
1968 auf dem Vorjahresstand.

Abnehmender Anteil am Gesamtexport

Ein weiteres Indiz fü r die negative Entwicklung 
der Handelsbeziehungen zwischen der Bundesre­
publik und den drei neutralen EFTA-Ländern ist

■•) Vgl. Bericht S. 16 und 28 f.; Angaben in skr. 
5) Vgl. Bericht S. 17 und 32 f; Angaben in sfr.
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die abnehmende Bedeutung Österreichs, Schwe­
dens und der Schweiz fü r die deutsche Gesamt­
ausfuhr. Während Österreich in der Si<ala der 
wichtigsten Bezugsländer vom achten Platz im 
Jahre 1960 auf den siebten Platz im Jahre 1968 
aufrücken konnte, verschlechterten sich Schweden 
von der siebten auf die neunte und die Schweiz 
von der vierten auf die sechste Steile*).

Aus der Studie geht hervor, daß von 1960 bis 
1968 die Zuwachsraten der Ausfuhr in die neu­
tralen EFTA-Länder h inter der Wachstumsrate 
des gesamten Exports zurückgeblieben sind, so 
daß sich die Anteile a lle r drei Länder am Ge­
samtexport verringerten. Dabei hatte Schweden 
nnit einem Rückgang seines Anteils von 5 ,4%  
im Jahre 1960 auf 3 ,9 %  im Jahre 1968 die stärk­
sten Einbußen zu verzeichnen. Relativ gering 
waren die Anteilsschmälerungen der Schweiz, de­
ren Anteil am deutschen Gesamtexport 1960 noch 
6,2% betrug und 1968 auf 5,7 %  sank. Dazwischen 
liegt Österreich, dessen Anteil sich von 5,1 %  Im 
Jahre 1960 auf 4 ,4%  im Jahre 1968 reduzierte.

Zollgraben als Ursache

Den Grund dafür, daß die Handelsbeziehungen 
zwischen der Bundesrepublik und den Ländern 
Österreich, Schweden, Schweiz zurückgegangen 
sind, sehen die Auslandshandelskammern im 
Zollgraben zwischen der EWG und der EFTA. 
Vor allem die seit 1967 bestehende Zollfre lheit 
für gewerbliche Güter im EFTA-Binnenhandel be­
einträchtigte die deutsche Marktstellung in Öster­
reich und Schweden. Wie die vorangegangenen 
Zahlen gezeigt haben, konnte dagegen die Posi­
tion in der Schweiz von 1967 auf 1968 w ieder re­
lativ verbessert werden. Die Studie führt diese 
Entwicklung zum Teil auf den Zollabbau in der 
Schweiz zurück und sieht eine weitere Ursache 
im konjunkturellen Aufschwung dieses Landes 
im Verlauf des Jahres 1968 0- Dennoch sehen die 
Auslandshandelskammern auch fü r die Schweiz

die Gefahr, daß die Zollsituation zu einem wei­
teren Vordrängen der EFTA-Länder und zu einem 
wachsenden Marktverlust der Bundesrepublik 
führen wird.

Eine Analyse des Ifo-lnstituts vom 10. 1. 1969 
bestätigt den negativen Effekt, der von der Exi­
stenz zweier europäischer Integrationsräume aus­
geht. A llein fü r das Jahr 1967 beziffert das Ifo- 
Institut den Exportverlust fü r die deutsche W irt­
schaft auf rd. 4 Mrd. DM ®). Bei gleichen Wett­
bewerbsbedingungen hätte nach dieser Analyse 
der deutsche Marktanteil nicht sinken, sondern 
steigen müssen, da die geänderte Importstruktur 
der EFTA-Länder das deutsche Exportsortiment 
besonders begünstigen würde.

Bedingungen der EWG . . .

Diese Relationen verdeutlichen die Notwendig­
keit, Überlegungen fü r eine Beseitigung der Zoll­
disparitäten anzustellen. Deshalb soll im folgen­
den untersucht werden, ob Chancen zur Besei­
tigung der Zollgrenzen durch eine Annäherung 
der neutralen EFTA-Staaten an die EWG beste­
hen und welche Voraussetzungen auf EWG- und 
EFTA-Seite dabei gewahrt werden müssen.

Grundsätzlich sieht der Rom-Vertrag für den An­
schluß anderer Staaten an die EWG die Mög­
lichkeit des Beitritts (Art. 237) oder der Assozi­
ierung (Art. 238) vor. Während aber der Beitritt 
als engere Bindungsform ausschließlich europäi­
schen Staaten Vorbehalten ist, können sich durch 
Assoziierung sowohl europäische Staaten (Grie­
chenland, Türkei) als auch außereuropäische 
Staaten (AASM, Tunesien, Marokko, ostafrikani­
sche Staaten) anschließen.

Die neutralen EFTA-Staaten hätten demnach 
theoretisch die Möglichkeit, zwischen Beitritt und 
Assoziierung zu wählen. De facto aber kommt ein 
Beitritt, der die Übernahme a ller Bestimmungen 
des EWG-Vertrages voraussetzt, wegen der Neu­
tralitätsvorbehalte für Österreich, die Schweiz und 
Schweden zumindest zur Zeit nicht in Betracht.

() Vgl. Bericht S. 55. 
7) Vgl. Bericht S. 17. 8) Vgl. Ifo-SchneMdienst, 22. Jg ., Nr. 1/2 v. 10. 1. 1969, A  5, S. S.
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Der Assoziierungsartikel enthält jedoch kaum An­
gaben über die Form der Assoziierung, sondern 
nur Verfahrensvorschriften, und bestimmt zum In­
halt lediglich, daß die Assoziierung auf der Basis 
gegenseitiger Rechte und Pflichten begründet 
werden soll. Diese große Elastizität des Art. 238 
im Hinblick auf Form und Ausgestaltung der Asso­
ziierung wurde 1959 von der Kommission der Ge­
meinschaft besonders hervorgehoben’ ). Damals 
entwickelte sich das Schlagwort, eine Assoziierung 
reiche von einem Prozent der Übernahme der Be­
stimmungen des Vertrages bis zur Übernahme 
von 99 Prozent der Vertragsbestimmungen ’°). Be­
reits 1962 wurde aber dieses liberale Assozüe- 
rungskonzept durch die sehr viel restriktivere Auf­
fassung von Birkelbach " )  ersetzt.

. . .  für eine Assoziierung

Birkelbach ging davon aus, der Be itritt sei Maß­
stab fü r alle Verbindungen, wom it ein Assoziie­
rungsvertrag letztlich alle Bestimmungen des 
Rom-Vertrages enthalten müßte. Dies gelte be­
sonders fü r die europäischen Industriestaaten, 
die aus politischen und wirtschaftlichen Gründen 
nicht die Absicht hätten, sich der Gemeinschaft 
anzuschließen, obwohl bei Ihnen die Vorausset­
zung fü r solch einen Schritt gegeben wäre. Die­
sen Staaten müßte verwehrt werden, daß sie sich 
In einem Assoziierungsabkommen lediglich für 
die Vertragstelle interessieren, die ihnen Vorteile 
bringen. Die Assoziierung müßte vornehmlich sol­
chen Staaten Vorbehalten bleiben, die die poli­
tischen Zielsetzungen der Gemeinschaft teilen, 
w irtschaftlich aber noch nicht in der Lage sind, 
die Pflichten eines Beitritts zu übernehmen.

Gerade aber die politischen Zielsetzungen der 
Gemeinschaft werden von den neutralen EFTA- 
Staaten abgelehnt. Sie befürworten lediglich eine 
wirtschaftliche Zusammenarbeit m it der EWG.

Zwar äußerte Jean Rey noch in diesem Jahr die 
Ansicht, daß jede Assoziierung einen späteren 
Beitritt vorbereiten solle ’^), aber insgesamt zeich­
net sich doch ein Wandel In dieser starren Auf­
fassung ab. Die Wende wurde durch den De- 
housse-Bericht ’®) und die Stellungnahme der 
Kommission an den Rat vom 29. September

») Vgl. Europäische Wirtschaftsgemeinschaft, Kommission, Erstes 
Memorandum der Kommission an den Ministerrat über Probleme 
einer Wirtschaftsassoziation. Kom (59) 18 rev. 2, Brüssel, den 
26. Februar 1959.
’0) Vgl. w. Z e l l e r :  Die EW G und die Neutralen. In: Schwei­
zer Monatshefte für Politik, Wirtschaft und Kultur, 47. Jahr (1967), 
Heft 12, S, 1121.
1') Vgl. Europäisches Parlament, Sitzungsdokumente 1961-1962, 
Dokument 122, 15. Januar 1962.
12 ) Vgl. J .  Rey. Champ d ’application dans l’espace. Procédure 
d ’adhésion et d ’association. In: Les Novelles Droits des Com ­
munautés Européennes, hrsg. von W. J .  Ganshof van der Meersch. 
Brüssel 1969, S. 655, Ziffer 1735.
'3) Vgl. Europäisches Parlament, Sitzungsdokumente 1967-1968, 
Dokument 47. 8. Mai 1967.

1967’ '*) herbeigeführt. Danach w ird die Assoziie­
rung als Beteiligungsform fü r solche Staaten vor­
gesehen, deren Beitritt wegen ihrer internationa­
len Situation nicht möglich Ist. Dazu würden dann 
auch die neutralen EFTA-Staaten zu zählen sein.

Überwiegend geht man heute in der EWG davon 
aus, daß die Assoziierung sich auf der Basis 
einer Zollunion, verbunden mit Elementen einer 
W irtschaftsunion, vollziehen sollte. Damit w ird 
auch fü r eine Assoziierung die Integration befür­
wortet, die der Gemeinschaft selbst zugrunde 
liegt. Für assoziierungswillige Staaten bedeutet 
dies, daß sie nahezu alle wesentlichen Telle des 
Rom-Vertrages zu übernehmen hätten.

Bedingungen der neutralen Staaten

Die vorangegangenen Verhandlungen haben ge­
zeigt, daß die neutralen EFTA-Staaten einer As­
soziierung auf der Basis einer Zollunion m it Ele­
menten einer W irtschaftsunion nur zustimmen 
wollen, wenn drei Neutralitätsvorbehalte in das 
Abkommen eingebaut werden, die ihnen das Ein­
halten ihrer neutralitätspolitischen Verpflichtungen 
erleichtern sollen. Diese Neutralitätsvorbehalte 
umfassen

□  das Recht, im eigenen Namen Zoll- und Han­
delsabkommen abschließen zu dürfen (treaty- 
making-power);
□  fü r Kriegs- und Krisenzelten eine gewisse Vor­
sorgewirtschaft bereits in Friedenszelten betrei­
ben zu dürfen und
□  das Recht, den Vertrag oder Teile des Ver­
trags kündigen oder suspendieren zu dürfen.

Diese „N eutra litä tsdoktrin “ ist nach Ansicht der 
EWG dazu angetan, die Funktionsfähigkeit der 
Gemeinschaft zu gefährden. Das Recht der 
„treaty-m aking-power“ läuft der gemeinsamen 
Zoll- und Handelspolitik zuwider. Komplikationen 
können sich auch bei der Vorsorgewirtschaft er­
geben, da die Neutralen im Agrarsektor eine 
gemeinsame Politik, die z. B. auf eine Vergröße­
rung der Produktionseinheiten ausgerichtet ist, 
blockieren könnten. Es wäre nämlich möglich, 
eine solche Politik m it dem Hinweis auf den not­
wendigen Erhalt der kleinen Produktionsbetriebe 
und die m ilitärische D islocisierung dieser Pro­
duktionsstätten zu umgehen. Durch das Recht, 
Telle des Vertrages oder den ganzen Vertrag 
zu kündigen, würde von der Konzeption des 
EWG-Vertrages, der unkündbar ist, abgewichen.

'•<) Vgl. Europäische Gemeinschaften, Kommission. Stellungnahme 
der Kommission an den Rat, betreffend die Beitrittsgesuche des 
Vereinigten Königreiches, Irlands, Dänemarks und Norwegens ge- 
mäl3 den Artikeln 237 des EWG-Vertrages, 205 des EAG-Vertrages 
und 98 des EGKS-Vertrages. Brüssel, den 29. Sept. 1967. In: 
Groeben-Boeckh. Handbuch für Europäische Wirtschaft, Band 9, 
I Bl.
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Primär sollen die Neutralitätsvorbehalte einem 
Souveränitätsverzicht verbeugen, denn die Neu­
tralen vertreten die Auffassung, daß eine ge­
meinsam l<onzipierte W irtschaftspolitik, die noch 
dazu von zentraler übergeordneter Stelle im gan­
zen gesetzt und überwacht w ird, einen zu w eit­
gehenden E ingriff in die staatliche Souveränität 
darstellen würde. Die Neutralen befürchten, da­
mit ihren neutralitätsrechtlichen und -politischen 
Verpflichtungen nicht mehr nachkommen zu kön­
nen. Obwohl die Neutralen zu verstehen gaben, 
daß sie ihre Neutraiitätsvorbehalte nur im Sinne 
des EWG-Vertrages und lediglich zur Wahrung 
ihrer neutralitätspolitischen Verpflichtungen an­
wenden wollen, befürchtet die EWG grundsätzlich 
eine Beeinträchtigung der Funktions- und Ent­
w icklungsfähigkeit der Gemeinschaft.

Berücksichtigung des GATT

Eine weitere Prämisse, die die Assoziierung der 
neutralen EFTA-Länder an die EWG erfüllen muß, 
ist die GATT-Konformität. Um nicht gegen Meist- 
begünstigungs- und Gleichbehandlungsgrundsätze 
des GATT zu verstoßen, w ird als GATT-konforme 
Assoziierungsform nur die Zollunion oder Frei­
handelszone zur Diskussion stehen, es sei denn, 
die Gemeinschaft w ill die zo ll- und handelspoli­
tischen Vorteile, die sie den Assoziierungswilligen 
einräumt, an alle anderen GATT-Partner weiter­
geben. Ein solcher Schritt verstieße aber gegen 
die Erhaltung der Funktions- und Entwicklungs­
fähigkeit der Gemeinschaft

Für die neutralen Staaten wäre die günstigere 
Assoziierungsform die Freihandelszone, da sie 
ihnen die zoll- und handelspolitische Autonomie 
sowie die Möglichkeit zur eigenständigen W irt­
schaftspolitik beläßt. Andererseits zeigt sich schon 
heute, daß selbst eine Freihandelszone ohne ge­
wisse Rahmenverpflichtungen zur Harmonisierung 
der Außenhandelspolitik und ohne eine gemein­
same W irtschaftspolitik nicht existieren kann ’®). 
Um einmal einen Ausweg aus dem Assoziierungs­
dilemma zu finden und gleichzeitig die w irtschaft­
lichen Folgen, die sich aus dem Zollgraben zwi­
schen EWG und EFTA ergeben, zu beseitigen, 
bieten sich aus der Vielzahl der Assoziierungs­
vorschläge zwei Variationstypen an, die gute 
Realisierungschancen aufweisen. Sowohl der prä- 
ferenzielle Handelsvertrag von E. Schmid als 
auch die progressive Zollunion von A. Müller- 
Armack stellen einen Kompromiß zwischen den

15) Vgl. H .-R . K r ä m e r :  Die E F TA  und die Vorschläge für 
einen „Brücl<enschlag“. In: Europa-Archiv, Folge 20/1965, S. 777. 
14) Vgl. E. S c h m i d :  Präferenzieiler Handelsvertrag als Rege­
lung der Beziehungen der Schweiz zur EW G. In; Europa-Archiv, 
Folge 21/1967, S. 791 ff.
17) Vgl. A . M ü l l e r - A r m a c k ;  Plan zur Errichtung einer 
Europäischen Zollunion, ln; Wirtschaftsordnung und Wirtschafts­
politik. Freiburg i. Breisgau 1966, S. 419 ff.

Bedingungen der EWG, der EFTA und des GATT 
dar.

Präferenzieiler Handelsvertrag

Schmid geht bei seinem Vorschlag von dem Tat­
bestand aus, daß die Errichtung einer Freihan­
delszone oder Zollunion von der Meistbegünsti­
gungsklausel des GATT ausgenommen ist. Um 
dem GATT zu genügen, müßte ein präferenzieiler 
Handelsvertrag deshalb einen Plan und ein Pro­
gramm zur Bildung einer Zollunion oder Frei­
handelszone innerhalb einer gewissen Zeitspanne 
enthalten.

Wegen des Übergangscharakters könnte der Ver­
trag inhaltlich äußerst vielgestaltig sein. Er könn­
te u. a. Regelungen enthalten, die folgende Ge­
biete umfassen: Beseitigung mengenmäßiger Be­
schränkungen, Transithandelsbestimmungen, Re­
gelungen und Kontingentierungen des Verede­
lungsverkehrs, Liberalisierung des Zahlungsver­
kehrs, Zusammenarbeit bei der Konjunktur- und 
W ährungspolitik und Beseitigung der nichttarifä- 
ren Handelsbeschränkungen. Zusätzlich müßte der 
Vertrag Bestimmungen über die Landwirtschaft, 
den Kapitalexport, die steueriichen Vorschriften 
sowie die Angleichung der Zölle gegenüber Dritt­
ländern enthalten.

Durch diese Integrationsform könnten die Nach­
teile des Zollgrabens gem ildert und auf die 
Dauer beseitigt werden, während gleichzeitig die 
Möglichkeit gegeben ist, bestehende Aversionen 
vor allem der EFTA-Neutralen gegenüber einer 
Assoziierung schrittweise abzubauen.

Die Vorteile dieser Assoziierungsform liegen 
darin, daß die Assoziierungswilligen schnell an 
der Entwicklung der Gemeinschaft teilhaben 
können. Besonders die Staaten mit breitgestreu­
tem Exportsortiment kämen schnell in den Genuß 
des ungehinderten Zugangs zum EWG-Markt. 
Während der Übergangszeit könnten ferner die 
Probleme, die sich durch die Neutralitätsvorbe­
halte ergeben (bei der Schweiz gehört hierzu 
u. a. die Frage der Freizügigkeit des Produktions­
faktors Arbeit), schrittweise gelöst werden. Als 
Nachteil wäre die möglicherweise lange Über­
gangszeit zu nennen, die als Unsicherheitsfaktor 
im Hinblick auf die Entwicklung der Gemein­
schaft angesehen werden muß.

Progressive Zollunion

Ende 1960 machte Müller-Armack den Vorschlag, 
mittels einer Europäischen Zollunion, die er pro­
gressive Zollunion nannte, die Beziehungen zwi­
schen EWG und EFTA neu zu regeln. Dieser Vor­
schlag läßt sich auch heute noch als Basis einer 
multilateralen Assoziierung der drei neutralen 
Staaten verwenden, um die integrationsbeding­
ten Nachteile der Blockbildung zu umgehen.
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Die Grundlage des Vorschlags von Müller-Armack 
ist eine Zollunion, die aber wegen der anfängli­
chen Schwierigkeiten, die sich beispielsweise bei 
der Harmonisierung der Außentarife ergeben, 
durch Elemente einer Freihandelszone ergänzt 
werden kann. Müller-Armack ging davon aus, daß 
der Außentarif der Gemeinschaft um eine be­
stimmte Marge gesenkt werden sollte. Hätten 
nun die assoziierungswilligen Länder gleiche oder 
höhere Außenzölle, sollte der um die Marge ge­
senkte Außentarif der Gemeinschaft allgemein 
verbindlich sein. Läge der Außentarif der Asso­
ziierungswilligen innerhalb einer Bandbreite von 
20 ®/o unter dem gekürzten Außentarif der Gemein­
schaft, sollten die Zollsätze als harmonisiert gel­
ten. Für die Zollsätze, die um mehr als 2 0 %  
unter dem gekürzten Tarif lägen, sollte ein Ver­
fahren, ähnlich dem der Liste G des EWG-Ver­
trages, vorgesehen werden. Die Harmonisierung 
müßte dann auf dem Wege der Verhandlungen 
erreicht werden. Gelingt die Harmonisierung nicht, 
könnten die Tarife also nicht Bestandteile der 
Zollunionsregelung werden, müßte eine partielle

Freihandelszone errichtet werden. A llerdings zöge 
dies die Einführung von Ursprungsbestimmungen 
oder Ausgleichsabgaben nach sich.

Diese Assoziierungsform kann als ein Kompromiß 
zwischen dem Wunsch der Neutralen, sich mög­
lichst nicht zu eng an die Gemeinschaft zu binden, 
und dem Ziel der Gemeinschaft, die Aktionsfähig­
keit der EWG durch eine Erweiterung der Ge­
meinschaft nicht zu gefährden, angesehen werden. 
Allerdings müßten auch in der progressiven Zo ll­
union ein gewisses Maß an Koordinierung von 
Wirtschafts-, Konjunktur- und W ährungspolitik so­
wie eine Lösung der agrarpolitischen Probleme 
ins Auge gefaßt werden.

Unabhängig von der Form der Assoziierung, die 
von der EWG und den neutralen EFTA-Staaten 
angestrebt w ird, ist eine baldige Überwindung 
des Zollgrabens zwischen EWG und EFTA wün­
schenswert. Die negative Entwicklung der deut­
schen Marktanteile in diesen Ländern hat dies 
verdeutlicht.
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Bd. VII

DIE S E E H Ä F E N  IN F R A N K R E I C H
von Heinzrichard Watermann

Ausgehend von der Situation des Außenhandels werden die Grund­
lagen und Wandlungen der französischen Seehafenwirtschaft analy­
siert. Besondere Beachtung finden in der speziellen Analyse die so­
genannten »grands ports*. Dabei vermittelt die vergleichende Aus­
wertung von Hafenstatistiken und bisher unveröffentlichten Hafen­
berichten einen detaillierten Einblick in die technischen Hafenfazilitäten 
und die Entwicklung des Schiffs- und Güterverkehrs. Ergänzt w ird 
die Kennzeichnung der gegenwärtigen Lage der französischen Seehäfen 
durch einen Ausblick in ihre zukünftige Entwicklung im Rahmen eines 
wachsenden Wettbewerbs der Seehäfen des EWG-Raums.
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